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Einleitung1. 
§ ι -

Zweimal im Laufe dieses Jahrhunderts hat das Staatswesen des 
deutschen Volkes eine Umwälzung an Haupt und Gliedern erfahren. 

Am 1. August 1806 liefs der Kaiser von Frankreich dem Reichs-
tage in Regensburg erklären, dafs er fernerhin  nicht mehr das Dasein 
der deutschen Verfassung, sondern nur noch die volle und unbedingte 
Suveränetät der deutschen Landesherrn anerkenne. An demselben 
Tage sagte sich eine Anzahl südwestdeutscher Fürsten „von ihrer 
bisherigen Verbindung mit dem deutschen Reichskörper" urkundlich 
los. Am 6. August legte der deutsche Kaiser „die bis jetzt getragene 
Kaiserkrone und geführte kaiserliche Regierung" nieder. 

Damit brach das „Römische Reich deutscher Nation" zusammen 
— ein Staatswesen, dessen Einreihung in eine der typischen Staaten-
verbindungen, welche die moderne Staatsentwicklung erzeugt hat, ein 
vollkommen eitles Bemühen ist. Denn was zu Grunde ging, war nichts 
anderes als ein Einheitsstaat, der endgültig seit der Reformation 
einem unaufhaltsamen Zersetzungsprozesse verfallen war. Zersetzt 
aber wurde das Reich durch das feudale System, das staatliche Be-
fugnisse in der Hand der Beliehenen als wohlerworbene, nach ihrer 
Zuständigkeit und nach der Verfügungsgewalt  darüber als dem Privat-
rechte analoge Rechte behandelte. Zersetzt wurde es Hand in Hand 
damit durch eine Rechtsstellung der -repräsentativen Einrichtungen, 
welche, als Korporationen der Privilegierten, nur dem Berufe dienten, 
die Gerechtsame der „Stände" gegen den Staat zu vertreten und, 
fortschreitend  bis zu einer umfassenden Mitregierung mit und neben 
dem Staatsoberhaupte, zu vermehren. 

Die Zerstörung des Reiches liefs die neuen [Suveräne ohne 

1 H. Schu lze , Einleitung in das Deutsche Staatsrecht 1865. 0. M e j e r 
Einleitung in das Deutsche Staatsrecht, 2. Aufl. 1884. 

1* 



4 I. Buch. D i e Grund lagen des deutschen Staates. 

engere Verbindung untereinander. Allerdings hatte der bereits unter 
dem 6. Juli 1806 zwischen dem Kaiser von Frankreich und 15 süd-
westdeutschen Fürsten abgeschlossene, allmählich auf alle deutsche 
Staaten, mit Ausnahme von Preufsen, Österreich, Schwedisch-Pommern 
und Holstein sich erstreckende Rhe inbund auch einen Bund zwischen 
den deutschen Fürsten unter dem Protektorate Napoleons vorgesehen. 
Allein das vorbehaltene Grundstatut kam nicht zu stände. Leben allein 
gewann der Rheinbund in der Allianz der einzelnen deutschen Fürsten 
mit Frankreich, welche jeden Kontinentalkrieg eines der Beteiligten 
als einen gemeinsamen erklärte und hierfür  die Heeresfolge regelte. 

I. Erst auf dem Wiener Kongresse wurde nach langwierigen 
Verhandlungen unter den deutschen Regierungen der „Deutsche 
Bund" begründet. 

Derselbe beruhte auf der Bundesak te vom 8. Juni 1815, deren 
wesentliche Bestimmungen zugleich als Artikel 53 bis 64 in die 
Wiener Kongreisakte vom 3. Juni 1815 aufgenommen wurden. Er 
empfing alsdann in der Sch lu fsakte der über Ausbildung und Be-
festigung des Deutschen Bundes zu Wien gehaltenen M i n i s t e r i a l -
konferenzen durch Bundesbeschlufs vom 8. Juni 1820 sein zweites, 
der Bundesakte an Kraft  und Gültigkeit gleiches Grundgesetz. 

Der Deutsche Bund war eine lose Staatenverbindung, welche die 
beteiligten Staaten nur äufserlich ergriff.  Das ergiebt schon sein 
t e r r i t o r i a l e r  Bereich. Denn er schlofs nicht nur die trans-
leithanischen Besitzungen Österreichs und Galizien, sondern auch die 
Provinzen Preufsen und Posen trotz der streng geschlossenen Einheit 
des preufsischen Staates aus. Er befafste  überdies in Luxemburg und 
Holstein-Lauenburg Länder, die mit fremden Staaten uniert waren. 

Trotzdem war der Bund nicht lediglich ein vertragsmäfsiges  Ver-
hältnis der einzelnen Staaten zueinander. Er unterschied sich 
wesentlich von einer blofsen Allianz oder von einem völkerrechtlichen 
Gesellschaftsverhältnis,  wie es später der deutsche Zoll- und Handels-
verein schuf. 

Er bildete einen „unauflöslichen" ko rpo ra t i ven Verband. 
Die W.S.A. a. 4 charakterisierte den Bund „in seinen äufseren 

Verhältnissen als eine in politischer Einheit verbundene Gesamtmacht", 
für seine inneren Verhältnisse aber schrieb sie — aa. 7. 10. — vor: 

„Die Bundesversammlung stellt den Bund in seiner Gesamt-
he i t vor und ist das beständige verfassungsmäfsige  Organ seines 
Wollens und Handelns." „Der Gesamtwi l le des Bundes wird 
durch verfassungsmäfsige  Beschlüsse der Bundesversammlung 
ausgesprochen." 



Ein le i tung . § 1. 5 

Allerdings bildete sich dieses einzige ständige Hauptorgan des 
Bundes nur aus den Bevollmächtigten der Einzelstaaten, die von ihren 
Kommittenten unbedingt abhängig und diesen allein verantwortlich 
waren2. Allein sie war darum nicht blofs ein auf vertragsmäfsige 
Verhandlungen angewiesener Gesandtenkongrefs.  Die Bundesgrund-
gesetze8 stellten vielmehr den Grundsatz der Rechtsverbindlichkeit 
der S t immenmehrhe i t an die Spitze. Ja derselbe war verschärft 
durch eine Abstufung des S t immgewich tes der einzelnen Staaten 
je nach dem Verhältnis ihrer Gröfse. Zu dem Ende beschlofs die 
Bundesversammlung in einer doppelten Form : entweder — und zwar 
als die ausschliefsliche Beratungs- und regelmäfsige Abstimmungs-
form — als engerer Rat — hier erfolgte die Abstufung der-
gestalt, dafs nur 11 Staaten Virilstimmen innehatten, während die 
übrigen Staaten zu 6 Kuriatstimmen zusammengelegt waren —; oder 
als Plenum — hier erfolgte die Abstimmung dergestalt, dafs die 
6 gröfsten Staaten je 4, 5 gröfsere  je 3, 3 weitere je 2 und alle 
übrigen nur je 1 Stimme besafsen. 

Der Zweck des Bundes war ein scharf  begrenzter und zwar 
ein doppelter, teils auf die Gesamtheit, teils auf die Einzelstaaten 
gerichteter. 

Zunächst „d ie E r h a l t u n g der äufsern und i nne rn 
S icherhe i t Deutsch lands" . Hierfür  waren dem Bunde nach 
aufsen alle Mittel des Völkerrechtes zugesprochen: das Recht des 
Krieges und Friedens, der Bündnisse und anderer Verträge, der Wahrung 
der Neutralität, der aktiven und passiven Gesandtschaft. Nach innen 
aber war es seine Aufgabe, aller Eigenmacht unter den Einzelstaaten 
zu steuern, ihre Rechts- und Interessenstreitigkeiten zu vermitteln oder 
entstehenden Falles durch eine „Austrägalinstanz" schiedsrichterlich 
zu entscheiden, alle Widersetzlichkeiten der Unterthanen zu unter-
drücken, welche die innere Sicherheit der Gesamtheit bedrohten4. 

Der andere Zweck richtete sich auf die „Bewahrung der 
Unabhäng igke i t und U n v e r l e t z b a r k e i t der e inze lnen 
im Bunde begr i f fenen  Staaten" . Nach aufsen war der Bund 
danach verpflichtet und berechtigt, die Vertretung der Rechte und 
Interessen der Staaten gegenüber jeder Verletzung durch eine aus-
wärtige Macht zu übernehmen, im Innern aber denselben Beistand 
zu gewähren bei Gefährdung ihrer inneren Ruhe, Ordnung und Sicher-

2 W.S.A. a. 8. 3 B.A. a. 7. W.S*A. aa. 11. 12. 
* B.A. 11. W.S.A. aa. 19—25. 28. 35. 39—42. 45—50. 


